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Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Zentral⸗Behörden. 


J) Statut 


: für 
die Ent- und Bewäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu Kalwe⸗ 
Neunhuben im Kreiſe Stuhm. 


I 
| 


Schulſtellen. 


—————MÁMÁÁ— ñ— 


welche im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich 


herausſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande 


beſchloſſen werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der 
Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 

Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
änderte Anlage berührt werden. 

8 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
„Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Kalwe⸗Neunhuben“ und 
hat ihren Sitz in Kalwe. 

8 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter: 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
der Genoſſenſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach 


den Zwecken der Melioration behufs ihrer nutzbringenden 
Verwendung für die einzelnen betheiligten Grundſtücke 
erforderlichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung 
von Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu⸗ 


8 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ 
gebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde⸗ 


Bezirken Kalwe, Neunhuben und Iggeln werden zu 
einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer 
Grundſtücke nach Maßgabe des Meliorationsplans des 
Meliorations⸗Bauinſpektors Denecke vom 30. Juni 1898 
urch Entwäſſerung zu verbeſſern. 

: Das Meliorationsgebiet ijt auf der ein Zubehör 
des Meliorationsplanes bildenden Karte des Wieſen⸗ 
bautechnikers Gabel vom 7. November 1898 dargeſtellt, 
daſelbſt mit einer Begrenzungslinie in gelber Farbe 
bezeichnet und bezüglich der betheiligten Beſitzſtände 
der Genoſſenſchafts⸗Mitglieder in den zugehörigen Ne- 
giſtern ſpeziell nachgewieſen. 

Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden 
Beglaubigungsvermerk verſehenen und bei der Aufſichts⸗ 
behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. Die auf⸗ 
zuſtellenden ſpeziellen Meliorationspläne ſind vor Be⸗ 
ginn ihrer Ausführung ſeitens des Vorſtandes der 
Aufſichtsbehörde zum Zwecke der Prüfung durch den 
Meliorationsbaubeamten und zur Genehmigung ein⸗ 
zureichen. Abänderungen des Meliorationsprojekts, 
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und Ableitungsgräben u. ſ. w. den betreffenden Eigen⸗ 
thümern überlaſſen. Dieſelben ſind jedoch gehalten, 
den im Intereſſe der ganzen Melioration getroffenen 
Anordnungen des Vorſtehers Folge zu leiſten. In⸗ 
ſoweit den Genoſſenſchaftsmitgliedern zu den Folge⸗ 
einrichtungen aus ſtaatlichen oder provinziellen Fonds 
Beihülfen gewährt werden, ſind ſie gehalten, die zur 
Inſtandhaltung der kultivirten Wieſen erforderlichen 
Maßregeln (Nachdüngungen ꝛc.) zu treffeu und können 
hierzu nöthigenfalls von dem Vorſtande (eventuell auf 
Anweiſung der Aufſichtsbehörde) durch vorher anzu- 
drohende Ordnungsftrafen bis zum Betrage von 30 Mk., 
welche wiederholt werden dürfen, angehalten werden, 
haben auch dieſe keinen Erfolg, ſo iſt der Vorſtand 
eventl. auf Anweiſung der Auffichtsbehörde berechtigt, 
das Erforderliche durch Dritte ausführen zu laſſen und 
die entſprechenden Koſten von den betreffenden Genoſſen 
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens einzuziehen. 

Weiſt ein Genoſſe nach, daß er von einer ander⸗ 
weiten Benutzung derartiger Grundſtücke mehr Nutzen 
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hat, als von ihrer Nutzung als Wieſe, jo kann ihm Einſicht ber Genoſſen auszulegen. Anträge auf Bez 
eine ſolche von dem Vorſtande mit Zuſtimmung der richtigung der Beitragsliſten find an feine Friſt gebunden. 
Aufſichtsbehörden geſtattet werden. § 8. Im Falle einer Parzellirung find bie Ge- 
Gegen die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statute vor⸗ 
ergehenden Entſcheidungen des Vorſtandes ijt inner: geſchriebenem Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
halb 4 Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
zuläſſig. Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
§ 4. Außer der Herſtellung der im Projekte zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
und vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Ver- zuläſſig. < 
bande ob, Binnen - Entwäfferungs - Anlagen innerhalb 8 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Beiträge 
des Meliorationsgebietes, welche nur durch Zuſammen- in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu Fait Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumter 
mitteln und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Beträge bei⸗ 
Beitragsverhältniß von der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt zutreiben. 
iſt, auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer 8 10. Jeder Genoſſe hat fid die Einrichtung 
durchführen zu laſſen. der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genommenen 
Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſoweit Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 
erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen find, ſoweit fein Grundſtück davon vorübergehend oder dauernd 
unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

.Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein: 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
des Vorſtandes angenommenen Meliorations-Technikers ihm aus der Anlage erwachſenden Vortheile eine Ent: 
in der Regel in Tagelohn ausgeführt und unterhalten. ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls fiH ein Genoſſe 
Indeſſen können die Arbeiten nach Beſtimmung des mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, 
Vorſtandes in Akkord gegeben werden. das nach Vorſchriſt dieſes Statuts zu bildende Schieds⸗ 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat das gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 
Bauprogramm aufzuſtellen, die ſpeziellen Pläne aus⸗ 8 11. Bei Abſtimnungen hat jeder beitrags⸗ 
zuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen Unter: pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Uebrigen 
lagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vorzulegen, richtet Hd) das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſe 
überhaupt alle für das zweckmäßige Ineinandergreifen der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und zwar 
der Arbeiten nothwendigen Maßregeln rechtzeitig an- in der Weiſe, daß für je einen Hektar beitrags⸗ 
zuregen und vorzubereiten, die Ausführung zu leiten pflichtigen Grundbeſitzes eine Stimme gerechnet wird. 


und die für Aenderungs und Ergänzungsanträge, für Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
Abſchlagszahlungen und für die Abnahme erforderlichen zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be: 
Unterlagen anzufertigen. kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 


Die Wahl des Technikers, der mit demſelben Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
abzuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
Vergebung der Hauptarbeiten, unterliegen der Zu- ſind an keine Friſt gebunden. 
ſtimmung des Meliorationsbaubeamten. Auch im 8 12. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus: 
Uebrigen hat der Vorſtand in techniſchen Angelegen⸗ a. einem Vorſteher, 
heiten während der Bauausführung den Rath des Mef b. zwei Repräſentanten der Genoſſenſchafts-Mit⸗ 


liorationsbaubeamten einzuholen und zu berückſichtigen. glieder. : 
Nach Beendigung der Ausführung hat der Me: Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 
liorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und feft- Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 


zuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und planmäßig, erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der 
bezw. mit den von der Aufſichtsbehörde genehmigten General-Verſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 
Aenderungen ausgeführt ijt. Sollten hierbei Kontrol- In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
Meſſungen erforderlich ſein, ſo ſind dieſelben unter den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 
Leitung des Meliorationsbaubeamten von vereideten Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell⸗ 
Landmeſſern vorzunehmen; die Koſten dieſer Auf: vertretern werden von der General⸗Verſammlung auf 
meſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
8 6. Die Genoſſenſchaftslaſten werden von den Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
Genoſſen nach Maßgabe des Flächenraumes der be- der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 
theiligten Grundſtücke aufgebracht. Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
$ 7. Die hiernach ſeſtzuſtellenden Beitragsliſten der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
find von dem Vorſtande anzufertigen, und nach vor-Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
gängiger öffentlicher Bekanntmachung der Auslegung mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
4 Wochen lang in der Wohnung des Vorſtehers zur Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 


= 205 = 


Wahlgange eine abfolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, 30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 
ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen beiden Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. 8 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen find in 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenigſtens 
zu ziehende Loos. ein Mal und in den erſten fünf Jahren nach der 
Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge⸗ Bauausführung jährlich zwei Mal, im Frühjahr und 
meindewahlen. im Herbſte, ſtattzufinden hat. Die Schau wird durch 
8 13. Die Gewählten werden von der Aufſichts den Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtandsmitglieder 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. ſind zur Theilnahme an der Schau einzuladen. Der 
Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und Schautermin iſt rechtzeitig, möglichſt vier Wochen vor⸗ 
deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde her, der Aufſichtsbehörde und dem zuſtändigen Me⸗ 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. liorationsbaubeamten anzuzeigen, welche befugt ſind, 
Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, an den Schauen theilzunehmen. Die von ihnen ge⸗ 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo machten Vorſchläge ſind zu beachten. Das Ergebniß der 
dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. Schau iſt in einem Protokolle, für deſſen Aufbewahrung 
Der Vorſtand hält feine Sitzungen unter Vorſitzſ der Vorſteher zu ſorgen hat, niederzulegen. Die Muf- 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die ſichtsbehörde ijt befugt, erforderlichen Falles, die nach 
Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung ber im Projekte 
Stimmengleichheit entſcheidet. vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig beſchloſſenen Anlagen 
Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe ift es er-Inothwendigen Arbeiten im Zwangswege auf Koſten der 
forderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der Genoſſenſchaft zur Ausführung zu bringen. Ueber Be⸗ 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit ſchwerden gegen die bezüglichen Anordnungen der Muf- 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der ſichtsbehörde entſcheidet der Regierungspräſident end⸗ 
Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Wer am Erſcheinen gültig. 


verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher § 16. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 
anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter Rechner, welcher von dem Vorſtande auf drei Jahre 
zu laden. gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 


8 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die führung anordnen. 


ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen⸗ $ 17. Zur Bewachung und Bedienung der 
heiten der Genoſſenſchaft. Wieſen ſtellt der Vorſteher auf Beſchluß des Vorſtandes 
Insbeſondere liegt ihm ob: einen Wieſenwärfer auf dreimonatliche Kündigung an 

a. die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen und ſtellt den Lohn für denſelben feit. 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplane zu ver. Der Wieſenwärter iſt allein befugt zu wäſſern 
anlaſſen und zu beaufſichtigen; und muß ſo wäſſern, daß alle Parzellen den verhält⸗ 
b. über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über nißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein Eigen⸗ 


bie Grabenräumung, die Heuwerbung und die thümer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen oder 
Hütung auf den Wieſen mit Zuſtimmung des überhaupt die Ent⸗ oder Bewäſſerungsanlagen eigen⸗ 
Vorſtandes die nöthigen Anordnungen zu treffen mächtig verändern, bei Vermeidung einer vom Vor⸗ 
und die etwa erforderlichen Ausführungs- ſteher feſtzuſetzenden Ordnungsſtrafe bis zu 30 Mark 
vorſchriften zu erlaſſen; für jeden Kontraventionsfall. 

c. die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus- Der Wieſenwärter muß den Anordnungen des 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf Vorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von dem⸗ 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung ſelben mit Verweis oder mit Ordnungsſtrafe bis zu 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidiren; 3 Mark beſtraft werden. 

d. die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ 8 18. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; Genoſſen unterliegen: 

e. bie Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen Stellvertreter; 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 


Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ Entſchädigung; 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur] 3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell: 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung vertreter; 
nicht erforderlich; 4. die Abänderung des Statuts. 
f. die nach Maßgabe dieſes Statuts und ber Aus⸗ § 19. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 


führungsvorſchriften von ihm angedrohten und erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
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erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 
Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. $ 21. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: „Ent⸗ 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (8 60 des Geſetzes wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Kalwe⸗Neunhuben“ zu er⸗ 
vom 1. April 1879) mindeſtens aber alle fünf Jahre laſſen und vom Vorſtande zu unterzeichnen. 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen- machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreisblatt 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt zu Stuhm aufgenommen. 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer⸗ 8 22. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete 1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
ganz oder theilweiſe angehört. kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zu⸗ 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die beſchluß erfolgen. 

Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. — — 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. Vorſtehendes Statut, welchem die Betheiligten 

Die Generalverſammlung kann auch von der zugeſtimmt haben, wird auf Grund der 88 57 und 82 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In nee Geſetzes vom 1. April 1879, betreffend die Bildung 
Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte von Waſſergenoſſenſchaften, genehmigt. 

Kommiſſar den Vorſitz. Berlin, den 2. Auguſt 1899. 

8 20. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit- Der Miniſter a 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang In Vertretung. 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten Sterneberg. 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln De: 2 EES 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien für 
entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen die Dränage⸗Genoſſenſchaft zu Kl. Natel 
im Kreiſe Dt. Krone. 


Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die on Angelegenheiten der ue o E 
oder bie vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen v, 5 NIS 4 
in Ihren bur bas Statut begründeten Shen fe pene gc, Doping in, bom, Gesine 
treffen, von bem Vorſteher unterſucht und entſchieden, |‘ 


einigt, um den Ertrag dieſer Grundſtücke nach Maß⸗ 
ee e Gei Es d E gabe des Meliorationsplanes des Wieſenbautechnikers 


icona "Berafen it Gapito vom 25. Februar 1899 durch Entwäſſerung 


1 u verbeſſern. 
Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers fteht, |? d : A e 
fofern es fih nicht um eine der ausschließlichen Bu- behör Ge a e EN 5 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 


g + PA MO ao p. Gapito vom 25. Februar 1899 dargeſtellt, daſelbſt 
Her ed sert w E d T mit einer Begrenzungslinie in gelber Farbe bezeichnet 


f Š : unb bezüglich ber betheiligten Beſitzſtände der Genoſſen⸗ 
bel bem Vorleben argen werbe ub. E deten eps eebe in den yugehtrigen Regiiern [patel 


f ; nachgewieſen. 
I NAT find dem unterliegenden Theile auf- Karte und Regiſter werden mit einem auf das 


} e : : Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden 
Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, ` i . 
welchen bie Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei Beglaubigungsvermerk verſehen und bei der Aufſichts⸗ 


SC d i Stell- behörde ber Genoſſenſchaft niedergelegt. 
Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Cell Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 


mlung nach Maßgabe, P : ; 
ber Borl DIE En imalla ae iſt in Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus⸗ 
jeder, der in der Gemeinde feines Wohnorts zu den ſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied Dean, 11 u dent jebod) der Genehmigung 
ber Genoſſenſchaft ift. t ſtaatlichen [ul ichtsbehörde. , P 
Vor Ertheilung der Genehmigung find diejenigen 
Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
fo ijt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern änderte Anlage berührt werden. 


§ 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ 
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8 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumter 
A i = zu Kl. Nakel“ und hat ihren nl hat ber Vorſteher die fälligen Beträge bei⸗ 

itz in Kl. Nakel. utreiben. 

§ 3. Die Botten der Herſtellung und Unter: : 8 9. Jeder Genoſſe hat jid) die Einrichtung ber 
e er ee Anlagen werden von nach dem Meliorationsplane in Ausfiht genommenen 
er Genoſſenſchaft getragen. Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 

§ 4. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden ſoweit fein Grundſtück davon vorübergehend ober mn 
unter der Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß betroffend wird, gefallen zu laſſen. 
des Vorſtandes angenommenen Meliorations⸗Technikers Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
in der Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der ihm 
Indeſſen können die Arbeiten nach Beſtimmung des aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Ent- 
Vorſtandes in Tagelohn gegeben werden. Der mit ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls fid) ein Genoſſe 
der Aufſicht betraute Techniker hat das Bauprogramm mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, 
aufzustellen, die ſpeziellen Pläne auszuarbeiten, die für das nach Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schieds⸗ 
die Verdingung erforderlichen an zu ane gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 
und zur Genehmigung vorzulegen, überhaupt alle für ; ornas ; : x 
das zweckmäßige Ineinandergreifen ber Arbeiten noth⸗ c. zë 30 f deere e ne 
wendigen Maßregeln rechtzeitig anzuregen unb vor- cb e aM et Wer Berhältmife 
zubereiten, die Ausführung zu leiten und die für richtet ſich das Ei . 

š x ' ber Theilnahme an ben Genoſſenſchaftslaſten, und zwar 
Aenderungs⸗ und Ergängungsanträge, für Abſchlags⸗ in der Weiſe, daß für je drei Hektar beitragspflichtigen 
E e die Abnahme erforderlichen Unter: Grundbeſitzes eine Stimme gerechnet wird. 

Die Wahl des Technikers, der mit demſelben Die Ee ift ec au Eon 
abzuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die du. entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Bekannte 
Vergebung der Hauptarbeiten, unterliegen der Zu- machung ber Auslegung vier Wochen lang zur Einsicht 
ſtimmung des Meliorationsbaubeamten. Auch im Ge SPIA in Der SE des GE 5 
Uebrigen hat der Vorſtand in techniſchen Angelegen⸗ zulegen. einträge ee 
heiten während der Bauausführung den Rath des iind an keine rift gebunden. 

an SOUL, x 8 11. Der Genoſſenſchaſts⸗Vorſtand befteht aus: 
Poesie einzuholen und zu berück- z einem Vorſteher 
ſichtigen. k à M d 
| ama 5 Segen bi ada d bot der me b. xe Eum der Genoſſenſchafts⸗Mit⸗ 
iorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und feft- SMS 2 5 
zuſtellen, ob das Urte iut A planmäßig, 115 Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 
beziehungsweiſe mit den von ber Aufſichtsbehörde ge-| .. Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
nehmigten Aenderungen ausgeführt ift. Sollten hier- erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der 
bei Kontrollmeſſungen erforderlich ſein, ſo ſind dieſelben General Verſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 
unter Leitung des Meliorationsbaubeamten von ver⸗ In a d der nr durch 
eideten Landmeſſern vorzunehmen; die Koſten dieſer den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 
Aufmeſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell⸗ 

8 5. Die Genoſſenſchaftslaſten werden von den vertretern werden von der Generalverſammlung auf 
Genoſſen nach Maßgabe des ⸗Flächenraumes der be 5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
theiligten Grundſtücke aufgebracht. Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
J 8 6. »Die hiernach ſeſtzuſtellenden Beitragsliſten der Beſtätigung ber Aufſichtsbehörde. 
ſind von dem Vorſtande anzufertigen, und nach vor⸗ Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
gängiger öffentlicher Bekanntmachung der Auslegung der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
vier Wochen lang in der Wohnung des Vorſtehers zur Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
Einſicht der Genoſſen auszulegen. Anträge auf Be⸗ mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
bu der Beitragsliſten ſind an keine Friſt ge⸗ eee 15 jedes Mitglied. che Ei 
unden. ahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, 

Š 7. Im Falle einer Parzellirung find die Ge⸗ fo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen beiden 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vor⸗ Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. 
geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. zu ziehende Loos. 

Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge- 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde meindewahlen. 

zuläſſig. $ 12. Die Gewählten werden von der Muf- 
. § 8. Die Genoſſen find verpflichtet, bie Beiträge ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 
in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
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deren Stellvertreter dient das von ber Aufſichtsbehördeſan den Schauen theilzunehmen. Die von ihnen ge: 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. machten Vorſchläge ſind zu beachten. Das Ergebniß 
Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, der Schau iſt in einem Protokolle, für deſſen Auf⸗ 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo bewahrung der Vorſteher zu ſorgen hat, niederzulegen. 
dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, erforderlichenfalls die 
Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz nach techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung der im 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die Projekte vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig beſchloſſenen 
Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der Anlagen nothwendigen Arbeiten im Zwangswege auf 
Stimmengleichheit entſcheidet. Koſten der Genoſſenſchaft zur Ausführung zu bringen. 
Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe ijt es er⸗Ueber Beſchwerden gegen die bezüglichen Anordnungen 
forderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der der Aufſichtsbehörde entſcheidet der Regierungs⸗Präſident 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit ſendgültig. 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der 8 15. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 
Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Wer am Erſcheinen Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünf Jahre 
verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die 


zu laden. Entlaſſung des Rechners wegen mangelhaſter Dienſt⸗ 
8 13. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne führung anordnen. 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ $ 16. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 


verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die Genoſſen unterliegen: 
ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen. 1. die Wahl ber Vorſtandsmitglieder und deren 


heiten der Genoſſenſchaft. Stellvertreter; 
Insbeſondere liegt ihm ob: 2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 
a. die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen Entſchädigung; 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplane zu ver- 3. die Wahl ber Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
anlaſſen und zu beaufſichtigen; vertreter; 


b. über die Unterhaltung der Anlagen, mit Zu-. 4. die Abänderung des Statutes. 
ſtimmung des Vorſtandes die nöthigen An⸗ § 17. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
ordnungen zu treffen und die etwa erforderlichen erforderliche Generalverſammlung beruft bie Auſſichts⸗ 
Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen; behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
e. die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus⸗ erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung Genoſſenſchaftsgebietes aufzustellen hat. 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidiren; Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
d. die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor. geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (§ 60 des Geſetzes 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre 
e. die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen: 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge- zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zurſdem durch ortsübliche Bekanntmachung in der Gemeinde 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung Kl. Nakel. 


nicht erforderlich; Zwiſchen der Einladung und ber Verſaͤmmlung 
f. die nach Maßgabe dieſes Statutes und der Aus⸗ muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 


feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. Die Generalverſammlung kann auch von der 

8 14. Die genoſſenſchaſtlichen Anlagen find in Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenigſtens Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
ein Mal und in den erſten fünf Jahren nach der Kommiſſar ben Vorſitz. 
Bauausführung jährlich zwei Mal, im Frühjahr und $ 18. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit: 
im Herbſte, ſtattzufinden hat. Die Schau wird durch gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
den Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtandsmitglieder Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
ſind zur Theilnahme an der Schau einzuladen. Der von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
Schautermin ift rechtzeitig, möglichſt vier Wochen vor⸗ oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende 
her, der Aufſichtsbehörde und dem zuſtändigen Me⸗ Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
liorationsbaubeamten anzuzeigen, welche befugt ſind, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 
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Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 


gebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde⸗Be⸗ 


zirken Groß Schliewitz und Königsbruch werden zu einer 


oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grund⸗ 


in ihren durch das Statut begründeten Rechten be⸗ 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichtes frei, welche binnen 
zwei Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden 
muß. Die Koſten des Verfahrens ſind dem unter⸗ 
liegenden Theile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 
offentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied 
der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

§ 1 Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: „Dränage⸗ 
genoſſenſchaft zu Kl. Nakel“ zu erlaſſen und vom Vor⸗ 
ſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Vekannt⸗ 


ſtücke nach Maßgabe des Meliorationsplanes des Re⸗ 
gierungs⸗ und Bauraths Fahl in Danzig vom 5. No- 
vember 1898 durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 

Das Meliorationsgebiet iſt auf der ein Zubehör 
des Meliorationsplanes bildenden Karte des p. Fahl 
vom 5. November 1898 dargeſtellt, daſelbſt mit einer 
Begrenzungslinie in grüner Farbe bezeichnet und be⸗ 
züglich der betheiligten Beſitzſtände der Genoſſenſchafts⸗ 
Mitglieder in den zugehörigen Regiſtern ſpeziell nach⸗ 
wieſen. 

Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
Datum des genehmigten Statutes Bezug nehmenden 
Beglaubigungsvermerke verſehen und bei der Auſſichts⸗ 
behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. Die aufzu⸗ 
ſtellenden ſpeziellen Meliorationsplane jind vor Beginn 
hrer Ausführung ſeitens des Vorſtandes der Auſſichts⸗ 
behörde zum Zwecke der Prüfung durch den Meliora⸗ 
tionsbaubeamten und zur Genehmigung einzureichen. 

Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 
im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus⸗ 
ſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen 
werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung 
ber ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 

Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
änderte Anlage berührt werden. 

8 2. Die Genoſſenſchaſt führt den Namen „Ge: 
noſſenſchaft zur Entwäſſerung der Lienitzawieſen“ und 
hat ihren Sitz in Gr. Schliewitz. 

§ 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen mit Ausnahme 


machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreisblatt des regulirten Laufes des Prußinafluſſes unterhalb der 


zu Dt. Krone aufgenommen. 
8 20. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 


Laboddamühle, deren Unterhaltung den Anliegern aud) 
ferner obliegt, werden von der Genoſſenſchaft getragen. 


nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April Dagegen bleiben die nach den Zwecken der Melioration 
1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, behufs ihrer nutzbringenden Verwendung für die ein⸗ 
kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den zelnen betheiligten Grundſtücke erforderlichen Einrich⸗ 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zu: rungen, mie Umbau und Beſamung von Wieſen, An⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ lage und Unterhaltung beſonderer Zu- und Ableitungs⸗ 
beſchluß erfolgen. gräben u. ſ. w. den betreffenden Eigenthümern über: 
— — laſſen. Dieſelben ſind jedoch gehalten, den im Intereſſe 
Vorſtehendes Statut, welchem die Betheiligten der ganzen Melioration getroffenen Anordnungen des 
zugeſtimmt haben, wird auf Grund ber $8 57 und 87 Vorſtehers Folge zu leiſten. 
des Geſetzes vom 1. April 1879, betreffend die Bildung Inſoweit den Genoſſenſchaftsmitgliedern zu den 
von Waſſergenoſſenſchaften, genehmigt. Folgeeinrichtungen aus ſtaatlichen oder provinziellen 
Berlin, den 7. Auguſt 1899. Fonds Beihülfen gewährt werben, find fie gehalten, 
Der Miniſter die zur Inſtandhaltung der kultivirten Wieſen erforder⸗ 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. lichen Maßregeln (Nachdüngen 2c.) zu treffen und können 


In Vertretung. Sterneberg. hierzu nöthigenfalls von dem Vorſtande (eventl. auf 
8) Statut Anweiſung der Aufſichtsbehörde) durch vorher angue 
für drohende Ordnungsſtrafen bis zum Betrage von 30 Mk., 


die Genoſſenſchaft zur Entwäſſerung der Lienitza Wieſen welche wiederholt werden dürfen, angehalten werden. 
zu Gr. Schliewitz im Kreiſe Tuchel. Haben auch dieſe keinen Erfolg, ſo iſt der Vor⸗ 
ſtand (eventl. auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde) be⸗ 


§ 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ rechtigt, das Erforderliche durch Dritte ausführen zu 


— 


laſſen und die entſtehenden Koſten von den betreffenden 
Genoſſen im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens 
einzuziehen. 

Weiſt ein Genoſſe nach, daß er von einer ander⸗ 
weiten Benutzung derartiger Grundſtücke mehr Nutzen 
hat, als von ihrer Nutzung als Wieſe, ſo kann ihm 
eine ſolche von dem Vorſtande mit Zuſtimmung der 
Aufſichtsbehörde geſtattet werden. 

Gegen die auf Grund vorſtebender Beſtimmungen 
ergehenden Entſcheidungen des Vorſtandes iſt Beſchwerde 
innerhalb zwei Wochen an die Aufſichtsbehörde zuläſſig. 

8 4. Außer der Herſtellung der im Projekte und 
vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Verbande 
ob, Binnen⸗Entwäſſerungs⸗Anlagen innerhalb des Me⸗ 
liorationsgebietes, welche nur durch Zuſammenwirken 
mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu vermitteln 
und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das Beitrags⸗ 
verhältniß von der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt iſt, auf 
Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer durchführen 
zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, 
erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen 
unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. 

Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes angenommenen Meliorations⸗Technikers 
in der Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. 
Indeſſen können die Arbeiten nach Beſtimmung des 
Vorſtandes in Tagelohn gegeben werden. Der mit 
der Aufſicht betraute Techniker hat das Bauprogramm 
aufzuſtellen, die ſpeziellen Pläne auszuarbeiten, die für 
die Verdingung erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen 
und zur Genehmigung vorzulegen, überhaupt alle für 
das zweckmäßige Ineinandergreifen der Arbeiten noth⸗ 
wendigen Maßregeln rechtzeitig anzuregen und vorzu: 
bereiten, die Ausführung zu leiten und die für Aen⸗ 
derung: und Ergänzungsanträge, für Abſchlagszahlungen 
und für die Abnahme erforderlichen Unterlagen anzu⸗ 
fertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit demſelben ab 
zuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
Vergebung der Hauptarbeiten, unterliegen der Zuſtim⸗ 
mung des Meliorationsbaubeamten. Auch im Uebrigen 
hat der Vorſtand in techniſchen Angelegenheiten wäh⸗ 
rend der Bauausführung den Rath des Melioratione⸗ 
baubeamten einzuholen und zu berückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat ber Me 
liorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und feſt⸗ 
zuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und planmäßig, 
bezw. mit den von der Auffichtebedörde genehmigten 
Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hierbei Kontrol⸗ 
meſſungen erforderlich ſein, ſo ſind dieſelben unter Lei⸗ 
tung des Meliorationsbaubeamten von vereideten Land⸗ 
meſſern vorzunehmen; die Koſten dieſer Aufmeſſungen 
ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

8 6. Die Genoſſenſchaftslaſten werden von den 
Genoſſen nach Maßgabe des Flächenraumes der bethei⸗ 
ligten Grundſtücke aufgebracht. 


ſoweit 
ſind, 
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Š 7. Die hiernach feſtzuſtellenden Beitragsliſten 
ſind von dem Vorſtande anzufertigen und nach vor⸗ 
gängiger öffentlicher Bekanntmachung der Auslegung 
vier Wochen lang in der Wohnung des Vorſtehers 
zur Einſicht der Genoſſen auszulegen. 

Anträge auf Berichtigung der Beitragsliſten ſind 
an keine Friſt gebunden. 

§ 8. Int Falle einer Parzellirung find bie Ge- 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statute vorge⸗ 
ſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. 
§ 9. Die Genoſſen ſind verpflichtet, die Bei⸗ 
in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Ter⸗ 
minen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei ver- 
ſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Be⸗ 
träge beizutreiben. 

Š 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genommenen 
Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 
ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend oder dau⸗ 
ernd betroffen wird, gefallen zu laffen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der ihm 
aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Ent⸗ 
ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe 
mit dem Vorſteher nicht gütlich verftändigen ſollte, das 
nach Vorſchrift dieſes Statutes zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

8 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Ue- 
brigen richtet ſich das Stimmverhaltniß nach dem Ver⸗ 
hältniſſe der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, 
und zwar in der Weiſe daß auf 1 bis 2 ha zwei 
Stimmen, auf 2 bis 3 ha drei Stimmen entfallen und 
für jedes weitere volle oder angefangene Hektar bei⸗ 
tragspflichtigen Grundbeſitzes eine weitere Stimme ge⸗ 
rechnet wird. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be⸗ 
kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
ſind an keine Friſt gebunden. 

12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus: 
a) einem Vorſteher, 
b) zwei Repräſentanten der Genoſſenſchafts⸗Mit⸗ 
glieder. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung feſtzuſetzende Eniſchädigung. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 
Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern werden von der Generalverfanmlung auf 


träge 


den 


Eu i s= 


fünf Jahre nach abjoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges Er⸗ 
kenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtandsmit⸗ 
glieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen noſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 8 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen ſind 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom in regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenig⸗ 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. ſtens ein Mal und in den erſten fünf Jahren nach der 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge⸗ Bauausführung jährlich zwei Mal, im Frühjahr und 
meindewahlen. im Herbſte, ſtattzufinden hat. Die Schau wird durch 

8 13. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ den Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtandsmitglieder 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. ſind zu Theilnahme an der Schau einzuladen. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und Der Schautermin iſt rechtzeitig, möglichſt vier 
deren Stellvertreter dient das von der Auſſichtsbehörde Wochen vorher, der Aufſichtsbehörde und dem zuſtän⸗ 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. digen Meliorationsbaubeamten anzuzeigen, welche be⸗ 

Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, fugt ſind, an den Schauen theilzunehmen. Die von 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo ihnen gemachten Vorſchläge ſind zu beachten. 


dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. e 
Der Vorſtand hält feine Sitzungen unter Vorſi Das Ergebniß der Schau ift in einem Protokolle, 


des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die eg Echange der Vorſteher zu ſorgen hat, 
een Stimme im Falle der Die Aufſichtsbehörde ift befugt, erforderlichen 
Zur Gültigkeit ber gefaßten Beſchlüſſe it es er Falles die nach techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung 
forderlich, daß die Repräfentantenunter Angabe der Gegen. der im Projekte vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig bes 
ſtände der Verhandlung geladen und daß mit Einſchluß ſchloſſenen Anlagen nothwendigen Arbeiten im Zwangs⸗ 
des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der Vorſtands⸗ ee Koſten der Genoſſenſchaft zur Ausführung 
mitglieder anweſend find. Wer am Erſcheinen per. zu bringen. A. S 
hindert ift, hat dies unverzüglich dem Vorſteher anzu⸗ Ueber Beſchwerden gegen die bezüglichen Anord⸗ 
zeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter zu nungen der Auſſichtsbehörde entſcheidet der Regierungs⸗ 
laden. KE E 5 e 
Š 14. Soweit nicht in biejem Statute einzelne en Alle fübrt ein 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der Ge: e XE a Fo d au one 
neralverſammlung vorbehalten find, hat ber Vorſteher kc Kai du Subito 1 den e feft- 
die ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller An⸗ gestellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann je erzeit die 
gelegenheiten der Genoſſenſchaft. Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt⸗ 


Le ii dnen. 
Ins beſondere liegt ihm ob: führung anor 
a) ho Ausführung 15 auge Anlagen en amate Beſchlußfaſſung der 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplane zu ver⸗ $ Š JM 
anlaſſen und zu beaufſichtigen; die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 


E Sg? Stellvertreter; 
b) über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über S ; 
bie Grabenräumung, bie Heuwerbung und die ^ CACHE Dt dem Vorſteher zu gewährenden 


Hütung auf den Wieſen mit Zuſtimmung des „ Š Me 
Vorſtandes bie nöthigen Anordnungen zu treffen 3. UR der Schiedsrichter und deren Stell- 


und die etwa erforderlichen Ausführungsvorſchriften 4. die Abänderung des Statutes. 


zu erlaſſen; ; 
f de j § 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
Q ze uin e Sr erforderliche Generalverſammlung beruft bie Aufſichts⸗ 
Kaſſe anzuweiſen n 9 Rose an Kin behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
9 ſerforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 


deſtens zweimal jährlich zu revidiren; E E S 
l A ; „nach den Flächenangaben bes Grundſtücksregiſters des 
d) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ Genoſſenſchaftegebietes aufzuftellen hat. 


ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; 
e) die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (§ 60 des Geſetzes 


und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Glültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

f) die nach Maßgabe dieſes Statutes und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, bie den Betrag von 
30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur Ge⸗ 


— Bi 


vom 1. April 1879) mindeſtens aber alle fünf Jahre 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt zu 
machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer⸗ 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete 
ganz oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen liegen. 

Die Verſammlung ift ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverfanmlung kann auch von der 
Anfſichtsbehörde zuſammenberufen werden. 

In dieſem Falle führt ſie, beziehungsweiſe der 
von ihr ernannte Kommiſſar den Vorſitz. 

§ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln be⸗ 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be⸗ 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statutes oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Entſchei⸗ 
dung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, ſo⸗ 
fern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zuſtändig⸗ 
keit anderer Behörden unterliegende Angelegenheit 
handelt, jedem Theile die Anrufung der Entſcheidung 
eines Schiedsgerichtes frei, welche binnen zwei Wochen, 
von der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, 


bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Die Koſten 
des Verfahrens find dem unterliegenden Theile aufzu- 
erlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Auſſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stellver⸗ 
tretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statutes gewählt. Wählbar 
iſt jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu 
den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht 
Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
fo ift der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Aufiichtsbehörde zu beſtimmen. 

8 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen find unter der Bezeichnung: „Ge: 
noſſenſchaft zur Entwäſſerung der Lienitza⸗Wieſen zu 
Gr. Schliewitz“ zu erlaſſen und vom Vorſteher zu 
unterzeichnen. 
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Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreisblatt 
zu Tuchel aufgenommen. 

§ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April 
1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zuſtimmung 
Op Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtandsbeſchluß er⸗ 
olgen. 


Vorſtehendes Statut, welchem die Betheiligten 
zugeſtimmt haben, wird auf Grund der $$ 57 und 82 
des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften, vom 1. April 1879 genehmigt. 

Berlin, den 15. Auguſt 1899. 
Der Miniſter 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
In Vertretung. 
Sterneberg. 
Bekanntmachung, 
betreffend den Ankauf volljähriger Zug⸗ und Reitpferde 
für die Feldartillerie. 
1. Zum Ankaufe von volljährigen Artillerie⸗Zug⸗ 
und Reitpferden im Alter von 5 bis 8 Jahren, 

bei guter Entwickelung auch ausnahmsweiſe im 

Alter von 4 Jahren, ſollen im Regierungsbezirk 

Marienwerder die nachbezeichneten Märkte ab⸗ 


gehalten werden: 

5. Oktober 1899 8 Uhr L Briefen i./ Weſtpr., 

6. 8 Uhr V. Wichorſee, Kreis Culm. 
werden zur Stelle ab⸗ 


i» 
<= 


[14 " 

2. Die gekauften Pferde 

genommen und ſofort gegen Quittung baar bezahlt. 

3. Es ſollen von den Remontirungs⸗Kommiſſionen 

nur ſolche Pferde gekauft werden, die den An⸗ 

ſprüchen genügen, die an die Remonten der 

Waffengattung zu ſtellen ſind. Als Mindeſt⸗ 

maß gelten 1,50 m Stockmaß (= 1,58 m Band⸗ 

maß), und als Höchſtmaß 1,67 m Stockmaß 

(= 1,16 m Bandmaß). Die Pferde dürfen fi) 

nicht in dürſtigem Zuſtande befinden; Krippen- 

ſetzer und tragende Stuten ſind vom Ankauſe 
ausgeſchloſſen. 

. Pferde mit ſolchen Fehlern, die nach den Landes⸗ 
geſetzen den Kauf rückgängig machen, ſind vom 
Verkäufer gegen Erſtattung des Kaufpreiſes und 
der Unkoſten zurückzunehmen. 

.Die Verkäufer find verpflichtet, jedem verkauften 
Pferde eine neue, ſtarke, rindslederne Trenſe 
mit ſtarkem, glatten Gebiß (keine Knebeltrenſe), 
und eine neue ſtarke Kopfhalfter von Leder 
oder Hanf mit zwei mindeſtens 2 Meter langen 
Strängen von Hanf ohne beſondere Vergütung 
mitzugeben. 

Berlin, den 29. Juni 1899. 
Kriegsminiſterium. Remonte⸗Inſpektion. 
gez. von Damnitz. 
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Verordnungen nnb Bekauntmachungen 10) Bekanntmachung. 
der Provinzial⸗Behörden ze, Nachdem bei der Abſtimmung ſich die Mehrheit 
5) Bekanntmachung. der betheiligten Gewerbetreibenden für die Einführung 


Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne ich hiermit an, 
Beſitzers und Gemeinde⸗Vorſtehers Raczkowski in daß zum 1. Dezember b. Js. eine Zwangsinnung für 
Krzeminiewo zum Stellvertreter des Standesbeamten das Bäcker⸗Gewerbe in dem Bezirk des Kreiſes Stuhm 
für den Standesamtsbezirk Gwisdzyn, Kreiſes Löbau mit dem Sitze in Stuhm und dem Namen Bäder: 
Weſtpr., an Stelle des aus dem Bezirke verzogenen Innung zu Stuhm errrichtet werde. 


Lehrers Laßmann in Gwisdzyn zur öffentlichen Kenntniß. Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle 
Danzig, den 18. Auguſt 1899. Gewerbetreibende, welche das Bäcker⸗Handwerk in dem 
Der Ober⸗Präſident. genannten Bezirk betreiben, dieſer Innung an. 


6) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 19. v. Mta. dem Mühlenbeſitzer Emil 
Wagner zu Lautenburg, Kreis Strasburg Wpr., das 
Verdienſt⸗ Ehrenzeichen für Rettung aus Gefahr zu 
verleihen geruht. 


Marienwerder, den 28. Auguſt 1899. 
Der Regierungs-Präſident. 
In Vertretung. 
gez. von Baſſe. 


Marienwerder, den 18. Auguſt 1899. iy) Das Zentralblatt für bie geſammte Unterrichts: 
Der Negierungs-Präſident. Verwaltung in Preußen, herausgegeben in dem Mi⸗ 
7 Bekanntmachung. niſterium der geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗ 


Nachdem bei der Abſtimmung ſich die Mehrheit angelegenheiten, erſcheint jährlich in zwölf monatlichen 
der betheiligten Gewerbetreibenden für die Einführung Heften zum Preiſe von 7 Mk. für den Jahrgang. 
des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne ich hiermit an, Die nachgeordneten Behörden werden auf das Er⸗ 
daß zum 15. November d. Js. eine Zwangsinnungſſcheinen dieſes für die Schulverwaltung wichtigen Blattes 
für das Dachdecker⸗Gewerbe in dem Bezirk des Kreiſes aufmerkſam gemacht, und gleichzeitig erſucht, auf die 
Dt. Krone mit dem Sitze in Dt. Krone und dem Verbreitung und Anſchaffung des genannten Blattes 
Namen Dachdecker Innung zu Dt. Krone errichtet werde. in ben beteiligten Kreiſen in geeigneter Weiſe Hin 

Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle zuwirken. 


Gewerbetreibende, welche das Dachdecker⸗Handwerk in Marienwerder, den 22. Auguſt 1899. 
dem genannten Bezirk betreiben, dieſer Innung an. i Königliche Regierung, 
Marienwerder, den 21. Auguſt 1899. Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


Der Regierungs⸗Präſident. 


: 12) Bei der Poſtagentur in Topolno (Kr. Schwetz) 
5 Pl 3 ift der telegraphiſche Unfallmeldedienſt (auch für die 

8) Bekanntmachung. Nacht) eingerichtet. r 

Nachdem bei ber Abſtimmung fih die Mehrheit Bromberg, den an 1899; 
der betheiligten Gewerbetreibenden für die Einführung Kaiſerliche Ober- Poſtdirektion. 
des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne ich hiermit an, 18) Vekanntmachung. 
daß zum 15. November b. Is. eine Zwangsinnung für Kündigung von Kreisanleiheſcheinen. 
das Malergewerbe in dem Bezirk des Kreiſes Dt. Krone Von den zu Zwecken der Chauſſeebauten auf 
mit dem Sitze in Dt. Krone und dem Namen Maler⸗ Grund der Allerhöchſten Privilegien vom 25. No⸗ 
innung zu Dt. Krone errichtet werde. vember 1885 und 7. Oktober 1889 ausgegebenen An⸗ 


Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle leiheſcheinen des Kreiſes Löbau der IX. Emiſſion ſind 
Gewerbetreibende, welche das Malerhandwerk in dem am 3. Februar cr. behufs Amortiſation ausgelooſt 


genannten Bezirk betreiben, dieſer Innung an. worden: 
Marienwerder, den 21. Auguſt 1899. Littr. C. Nr. 78 über 500 Mark. 
Der Regierungs⸗Präſident. „ D. Nr. 62 über 200 Mark. 
In Vertretung. Den Inhabern dieſer Anleiheſcheine werden die 
v. Gizycki. bezeichneten Kapitalien hierdurch mit der Aufforderung 


9) Die Wittwe Julianne Mathies zu Barbarken, gekündigt, die Beträge gegen Einreichung der Anleihe⸗ 
im Kreiſe Thorn, hat am 6. April d. Js. mit großer ſcheine vom 1. Oktober d. J. ab bei unſerer Kreis⸗ 
Entſchloſſenheit und Opferwilligkeit den vierjährigen Kommunalkaſſe und bei S. A. Samter Nachfolger in 
Knaben Wilhelm des Krugpächters Kujot vom Tode Königsberg in Empfang zu nehmen. 
des Verbrennens gerettet, was ich belobigend mit dem Die Verzinſung dieſer Anleiheſcheine hört mit 
Bemerken zur öffentlichen Kenntniß bringe, daß der dem 1. Oktober d. J. auf. 
Wittwe Mathies dafür eine Geldbelohnung bewilligt Neumark W. Pr., den 22. Februar 1899. 
worden iſt. Der Kreisausſchuß des Kreiſes Löbau. 

Marienwerder, den 22. Auguſt 1899. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
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14) Nachſtehend machen wir den gemäß 8 8 des Geſetzes betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und 
Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen vom 3. März 1897 für die Dienſtalterszulagekaſſe des Regierungs⸗ 
bezirks Marienwerder aufgeſtellten Vertheilungsplan für das Rechnungsjahr 1899 bekannt. Die hiernach 
und die von den Ortſchaften des Bezirks, welche die Dienſtalterszulage erhöht haben, zu leiſtenden Beiträge 


Vertheilungs⸗ 
des Bedarfs der Alterszulagekaſſe für die Lehrer und Lehrerinnen an 
für das Rechnungs⸗ 


— ———— ——  .—— — ͤ— 
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werden vierteljährlich im Voraus, für bie vergangene Zeit in einer Summe eingezogen oder von den nach 
27 a. a. O. an die Schulverbände zu zahlenden Staatsbeiträgen einbehalten werden. 


Marienwerder, den 14. Auguſt 1899. 
Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


Pla un 


den öffentlichen Volksſchulen des Regierungs⸗Bezirks Marienwerder 


jahr 1899. 
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Der Ausgabebedarf (Spalte 9 und 10) berechnet fid) wie folgt: 


1. Alterszulagen nach dem Stand vom 1. Oktober 1898 . . . 
2. Hiervon ab der Beſtand aus dem Jahre 1898/99 (24486,81 Mk.) 


3. Porto (548,15 Mk.) 


rv 


» Zugänge bezw. zur Abrundung 
angeleBbo » ue qo kaz r 


Marienwerder, den 19. Mai 1899. 


. Remuneration des Kaſſenanwalts (600 ME.) SM 
(nach dem Bedarf 


für Lehrer für Lehrerinnen 
Mk Mk 


744 100% 9 115,00 

23 872,53 614,28 

Bleibt Bedarf 72022777 5300,77 

e 534,29 13,76 

93 584,94 15,06 
des Vorjahres 

ene 50285 

Zuſammen 756 849,65 9 303,00 


Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. gez. Lewald. 


15) Polizei⸗Verordnung. | 

Betrift die Zuweiſung und Zulaſſung nicht bankwür⸗ 

digen Fleiſches von geſchlachtetem Vieh zur ſogenannten 
Freibank in Dt. Krone. 


Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über 
bie Polizei⸗ʃkverwaltung vom 11. März 1850 und des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883, wird mit Zuſtimmung des Magiſtrats 
und mit Genehmigung des Königlichen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Marienwerder für den Gemeindebezirk 
der Stadt Dt. Krone Folgendes beſtimmt: 

8 1. Auf dem ſtädtiſchen Schlachthofe wird eine 
Verkaufsſtelle zum Verkauf minderwerthigen Fleiſches 
eingerichtet. Es darf dort nur minderwerthiges Fleiſch, 
welches entweder im Schlachthauſe ausgeſchlachtet, oder 
von auswärts eingeführt und bei der Unterſuchung als 
minderwerthig befunden iſt, feilgeboten werden. | 

8 2. Als minderwerthig anzuſehen und der Frei- 
bank zum Verkaufe zu überweiſen iſt beſonders: | 


a, Fleiſch von zu alten, ober abgemagerten aber 
ſonſt geſunden, oder von zu jungen Thieren. | 


ſofern es nicht als 


geſundheitsſchädlich zu er⸗ 
achten iſt. i 


. Sieij von lungenſeuchenkranken und ſolchen 


Thieren, welche mit Perlſucht behaftet find, ſofern 
dieſes Fleiſch nicht nach dem miniſteriellen Er⸗ 
laſſe vom 26. März 1892 als geſundheitsſchädlich 
anzuſehen iſt. 


Fleiſch von Thieren, die im geringen Grade 


finnig ſind. 


Fleiſch von Thieren, welche in geringem Grade, 
oder in einzelnen Organen mit nicht auf Menſchen 
übertragbaren Paraſiten, z. B. Leberegeln, Magen⸗ 
und Blaſenwürmern behaftet ſind, ſofern durch 
die Paraſiten der Ernährungszuſtand der Thiere 
geſtört iſt. 


Fleiſch von Thieren, welche infolge von Er⸗ 


ſtickungsgefahr, Verſtopfung, Knochenbrüchen, ört⸗ 
lichen Krankheiten, Geburtshinderniſſen nothge⸗ 
ſchlachtet find, wenn die Nothſchlachtung inner- 
halb 24 Stunden nach Beginn des Leidens er⸗ 
folgte. i 

§ 3. Die Entſcheidung, ob Fleiſch minder- 


b. Fleiſch von unangenehmem Geruch oder auffälliger werthig und auf die Freibank zu verweiſen iſt, erſolgt 


Farbe (von alten Zuchtebern und Ziegenböcken) durch den Schlachthaus⸗Inſpektor. 


Glaubt der Beſitzer 
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des Fleiſches, ſich bei dem Ausſpruch des Schlachthaus⸗ 


Inſpektors nicht beruhigen zu können, ſo ſteht ihm frei, 
innerhalb 12 Stunden die Entſcheidung der Polizei⸗ 
Verwaltung anzurufen. Die entſtehenden Koſten hat 
der Beſitzer des Fleiſches zu tragen, wenn der Aus⸗ 
ſpruch des Schlachthaus⸗Inſpektors beſtätigt wird. 

8 4. Das für die Freibank beſtimmte Fleiſch 
wird als „minderwerthig“ geſtempelt und darf nur in 
Quantitäten von 3—4 kg verkauft werden. Der 
Wiederverkauf ſolchen Fleiſches iſt verboten. Fleiſcher, 
Wurſtmacher, Händler, Gaſtwirthe, überhaupt ſolche 
Perſonen, welche aus dem Verkaufe von Fleiſch ein Ge⸗ 
werbe machen, dürfen weder perſönlich noch durch Dritte 
Fleiſch und Eingeweidetheile von der Freibank kaufen. 

Der Verkauf erfolgt durch den Beſitzer des 
Fleiſches unter Aufſicht eines Schlachthausbeamten, den 
Preis des Fleiſches beſtimmt der Beſitzer. 

$ 6. Der für das Fleiſch beſtimmte Preis, die 
Urſache der Minderwerthigkeit, die Gattung und das 
Geſchlecht des Thieres, von dem das Fleiſch ſtammt, 
wird mittelſt einer im Verkaufslokal anzubringenden 
Tafel bekannt gegeben. 

§ 7. Minderwerthiges Fleiſch, welches durch Ver- 
kauf auf der Freibank innerhalb zweier Tage nicht ver⸗ 
werthet wird, fällt der Vernichtung anheim. 

8 8. Nach beendigtem Verkauf hat der Verkäufer 
für die gründliche Reinigung des Lokals und der Uten⸗ 
filien Sorge zu tragen, widrigenfalls die Reinigung 
auf ſeine Koſten zum Preiſe von 2 Mk. erfolgt. 

9. Wer den vorſtehenden Beſtimmungen zu⸗ 
widerhandelt, verfällt, ſoweit nach den allgemeinen Ge⸗ 
ſetzen, nicht eine höhere Strafe eintritt, in eine Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 30 Mark, an deren Stelle im Unver⸗ 
mögensfalle eine verhältnißmäßige Haftſtrafe tritt. 

8 10. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 


Tage der Publikation in Kraft. 
Dt. Krone, den 10. April 1899. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 


16) Polizei⸗Verorduung. 

Auf Grund des § 5 des Geſetzes über die Polizei- 
Verwaltung vom 11./3. 50 und des § 143 des Ge⸗ 
ſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30./7. 
83 wird mit Zuſtimmung des Magiſtrats nachſtehende 
Polizei⸗Verordnung erlaſſen: 

$ 1. Kähne oder ſonſtige Fahrzeuge, welche am 
ſtädtiſchen Ablade Platz an der Ferſemündung leer oder 
zum Zwecke des Beladens oder Entladens angelegt 
haben, müſſen erforderlichen Falles beim Einlaufen 
eines Dampfers entſprechend den Anweiſungen eines 
Polizeibeamten, des Ufergeld⸗Erhebers oder einer ſonſtigen 
polizeilich beauftragten Perſon ihre Liegeſtelle ſo ver⸗ 
ändern, daß der Dampfer genügend Platz zum Anlegen 
gewinnt. 

$ 2. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchrift 
des $ 1 werden mit Geldſtrafe bis zu 9 Mark, an 
deren Stelle im Nichtbeitreibungsfalle Haft bis zu 
3 Tagen tritt beſtraft, unbeſchadet des Rechts der 
Polizeiverwaltung die Handlung zwangsweiſe ausführen 
zu laſſen. 
| 8 3. Die Polizei⸗Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
| Mewe, den 26. Mai 1899. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 
17) Bekanntmachung. 
| Es ift beantragt worden, den von ber Weichſel⸗ 
Straße zwiſchen den Grundſtücken der Brauereibeſitzer 
Altmann, Holzhändler J. Klein und Fabrikant S. Leh⸗ 
mann nach der Straße zur Ferſe ſührenden Weg, ſoweit 
er an das Grundſtück des Herrn S. Lehmann grenzt, 
einzuziehen. Situationsplan liegt bei uns zur Einſicht 
aus. Etwaige Einwendungen ſind binnen 4 Wochen 
zur Vermeidung des Ausſchluſſes bei uns geltend zu 
machen. 

Mewe, den 22. Auguſt 1899. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 
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18) Der Einſaſſe Anton Kaczarowski⸗Jellen beab⸗ befiger Fredenhagen zu Mühle Klodtken zum 
ſichtigt den von Zelen nach der Kotty'er Gemeinde: Stellvertreter des Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk 
grenze führenden Weg hinter ſeinem zu Jellen belegenen Burg⸗Belchau ernannt. 


Gehöfte, zwecks Erweiterung deſſelben, in einer Länge Im Kreiſe Graudenz iſt der Gutsbeſitzer Pran ge 
von ca. 200 Meter, um 4 Meter nach Norden zu zu Klein Schönwalde zum Amtsvorſteher und der Guts⸗ 
verlegen. beſitzer Wunderlich zu Groß Nogath zum Stell⸗ 


Etwaige Einſprüche hiergegen, ſind laut Zuſt.⸗Geſ. vertreter des Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk 


vom 1. Auguſt 1883 innerhalb 4 Wochen, bei unter⸗ Widerſee ernannt. 


zeichneter Polizeibehörde geltend zu machen. Der Pfarrer Schmidt in Culmſee iſt vom 21. 
Chelſt, den 26. Auguſt 1899. Auguft bis 28. September d. Is. beurlaubt und wird 
Der Amtsvorſteher. während dieſer Zeit von dem Schuldirigenten Gieſe 


19) Ausweiſung von Ausländern aus dem in Culmſee in den Geſchäften der Ortsſchulinſpektion 
Reichsgebiet. vertreten. 


Der Pfarrer Hub in Oſche ift vom 18. Auguſt 
Auf Grund des Š 39 des,⸗Strafgeſetzbuchs. j S d x 
1. Edwin Sattler, Konditor, geb. am 4. Auguſt bis 15. September d. Js. beurlaubt und wird während 


; É E Weier Zeit von dem Prediger Hennig in Bülows⸗ 
6000 1 t SNC ee heide in den Geſchäften der Ortsſchulinſpektion vertreten. 
ten kan Diebſtahls ( Jahr Zuchthaus, Dem Pfarrabminiſtrator Vincent Rutz zu Meiſters⸗ 
laut Erkenntniß vom 29. April 1898), von der walde ift die erledigte Pfarrstelle an der katholischen 


Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft zu Leipzig, e e luca m 


vom 7. März b. J. fi A g : 
d ide Volksſchule zu Gr. Orſichau, Kreis Brieſen, iſt 
bol AH Ar MA ae: am 27. dem Kreisſchulinſpektor Rohde in Schönſee über- 
Januar 1842 zu Lockeren, Belgien, belgiſcher eee . i 
Staatsangehöriger, wegen Bettelns, vom Königlich Kupfermühl Ee Ce SC: 
SH een ju Cöln, vom Bezirk als Hauslehrer und Erzieher thätig zu fein. 
2. Alphons Hämmerle, Ziegler, geb. am E zu 21) Erledigte Schulftellen. 
1858 au Luſtenau, Bezirk Feldkirch, Vorarlberg, ; " ; 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Groß⸗ es i 7 1 tM i a! 2 
herzoglich badischen Landeskommiſſär zu Konſtanz, 1 Oktober 35 RES t i d im 
vom 20. Juni b. J. : s. gt. 4 
f Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
20) Perſonal⸗Chronik. dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Der Herr Miniſter für Landwirthſchaft pp. hatſ ihrer Zeugniſſe, bei dem Rittergutsbeſitzer Schwinning 
dem Thierarzt Otto Brödel in Stuhm vom 1. b. M. zu Zützer zu melden. 


ab die bisher von ihm kommiſſariſch verwaltete Kreis⸗ Die Befähigung eine Orgel zu bedienen, iſt er⸗ 
thierarztſtelle für den Kreis Stuhm endgültig verliehen. forderlich. 

Die Wiederwahl des Zimmermeiſters Auguſt Die Lehrer⸗ und Organiſtenſtelle an der katholi⸗ 
Döge zum unbeſoldeten Rathsherrn der Stadt ſchen Stadtſchule in Jaſtrow, Kreis Dt. Krone, iſt 
Dt. Krone iſt beſtätigt worden. zum 16. September d. Js. erledigt. 

Der Strommeiſtergehilfe Lißewski zu Thorn Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
iſt zum Strommeiſter ernannt worden. dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


Im Kreiſe Culm iſt der Gutsbeſitzer A. Wruck ihrer Zeugniſſe, an den Magiſtrat in Jaſtrow zu 
zu Villiſaß zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirkſ melden. 
Villiſaß ernannt. Die Befähigung eine Orgel zu bedienen, ift er⸗ 
Im Kreiſe Graudenz ift ber Gutsbeſitzer v. Al⸗ forderlich. 
bedyll zu Hansguth zum Amtsvorſteher und der Eine Lehrerſtelle an der Stadtſchule in Schlochau 
Beſitzer Duwe zu Dorf Rehden zum Stellvertreter wird zum 1. Oktober d. 38. erledigt. 
des Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk Hansguth Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
ernannt. dieſelbe bewerben wollen, haben fd, unter Einſendung 
Im Kreiſe Graudenz ijt der Adminiſtrator Braunſihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
zu Burg⸗Belchau zum Amtsvorſteher und der Mühlen- Herrn Lettau in Schlochau zu melden. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 35.) 
Nediqirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter's Qojbudjruderei, — 


